LEHRBRIEF 1 – AUFGABEN
Aufgabe 1: "Gesetze und Bestimmungen zum Prüfungswesen“
Im Folgenden sollen Sie Ihr Wissen zum Thema Prüfungsrecht in der beruflichen Ausbildung noch einmal „zusammenkramen“ und auf den Punkt bringen.

Argumentieren Sie jeweils mit dem Hinweis auf die entsprechende „Rechtsquelle“! Verwenden Sie die Broschüren „Ausbildung und Beruf“! Recherchieren Sie ggf. auch im Internet!
	Aufgabe 1:

Alle an der beruflichen Bildung Beteiligten, insbesondere die betrieblichen Ausbilder, die Mitglieder von Prüfungsausschüssen und die mit dem Prüfungswesen befassten Mitarbeiter der prüfenden Stellen müssen die rechtlichen Vorgaben für Prüfungen kennen und diese in der Ausübung ihrer Aufgaben rechtssicher anwenden können. 

· Welche Gesetze und Bestimmungen sind für das Prüfungswesen in der beruflichen Bildung relevant und wer legt diese Gesetze und Bestimmungen jeweils fest?




	Lösung:




	Aufgabe 2:

Das Berufsbildungsgesetz beschreibt den wesentlichen rechtlichen Rahmen, in dem Prüfungen in der beruflichen Bildung stattfinden. Es wurde 1969 in Kraft gesetzt und im Verlaufe der Jahre in einigen Bereichen aktualisiert. Mit einer vollständigen Neufassung bei gleichzeitiger Integration des Berufsbildungsförderungsgesetzes wurde das neue BBiG 2005 verabschiedet. 

· Welche Bildungsbereiche werden durch das BBiG geregelt?




	Lösung:




	Aufgabe 3:

Die Grenze zwischen der Berufsausbildung, als der ersten Phase der beruflichen Bildung und der beruflichen Umschulung, ist nicht immer einfach zu bestimmen. 

· Welches wesentliche Merkmal muss erfüllt sein, damit eine Zweitausbildung zu einem anerkannten Ausbildungsberuf als Umschulung angesehen wird?



	Lösung:




	Aufgabe 4:

In anerkannten Ausbildungsberufen sind Abschlussprüfungen durchzuführen.

· Welcher zentrale Paragraph im Berufsbildungsgesetz legt welche wesentlichen Rahmenbedingungen für die Abschlussprüfung fest?



	Lösung:




	Aufgabe 5:

Mit der Reformierung des Berufsbildungsgesetzes in 2005 wurde die Handlungsorientierung ausdrücklich als Ziel der Berufsausbildung und als Ziel der Abschlussprüfung aufgenommen: „Durch die Abschlussprüfung ist festzustellen, ob der Prüfling die berufliche Handlungsfähigkeit erworben hat“.
· Welche Konsequenzen ergeben sich hieraus für die Gestaltung der Prüfung?




	Lösung:

 


	Aufgabe 6:

In den gesetzlichen Dokumenten ist immer die Rede von den so genannten „zuständigen Stellen“.

· Welche Aufgaben übernehmen die zuständigen Stellen?

· Welche Funktion hat der Berufbildungssausschuss?




	Lösung:




	Aufgabe 7:

Für die Abnahme der Abschlussprüfungen errichtet die zuständige Stelle Prüfungsausschüsse. Der Prüfungsausschuss kann zur Bewertung einzelner, nicht mündlicher Prüfungsleistungen, gutachterliche Stellungnahmen Dritter, insbesondere berufsbildender Schulen einholen. Im Rahmen der Begutachtung sind die wesentlichen Abläufe zu dokumentieren und die für die Bewertung erheblichen Tatsachen festzuhalten.
· Warum ist die Dokumentation so wichtig?
· Was sollte bei einer Prüfung mindestens dokumentiert werden?




	Lösung:




	Aufgabe 8:

Der Prüfungsausschuss besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mitglieder müssen für die Prüfungsgebiete sachkundig und für die Mitwirkung im Prüfungswesen geeignet sein. 
· Wie setzt sich der Prüfungsausschuss zusammen?
· Von wem werden die Mitglieder berufen? 

· Wann ist der Ausschuss beschlussfähig?

· Welcher Prüfer ist sachkundig und geeignet?



	Lösung:




	Aufgabe 9:

Beschlüsse über die Noten zur Bewertung einzelner Prüfungsleistungen, der Prüfung insgesamt sowie über das „Bestehen“ und „Nicht Bestehen“ der Abschlussprüfung werden durch den Prüfungsausschuss gefasst.
· Was wird bei der Abschlussprüfung genau bewertet? (Was gehört zum Prüfungsgegenstand?)
· Welche Bewertungsspielräume werden den Prüfern zugestanden?

· Inwieweit kann die Bewertung der Prüfer angefochten werden? Was würde im Falle einer gerichtlichen Auseinandersetzung überprüft werden?




	Lösung:




	Aufgabe 10:

An der Abschlussprüfung kann nur teilnehmen, wer zu dieser auch zugelassen wurde. Das Berufsbildungsgesetz unterscheidet 
· die Zulassung von Auszubildenden zur Abschlussprüfung im Regelfall,
· die Zulassung von Prüflingen, die an einer berufsbildenden Schule oder einer sonstigen Berufsbildungseinrichtung ausgebildet wurden 
· die Zulassung zur Abschlussprüfung, bei zeitlich auseinander fallenden Teilen 

· die vorzeitige Zulassung von Auszubildenden 

· Wer entscheidet über die Zulassung zur Prüfung?

· Was bedeutet Zulassung im Regelfall? Was bedeutet in diesem Zusammenhang „Ausbildungszeit zurückgelegt“ – welcher Termin gilt?
· Wann entspricht ein Bildungsgang an einer berufsbildenden Schule oder einer sonstigen Berufsbildungseinrichtung einer Berufsausbildung?

· Was bedeutet „Abschlussprüfung, bei zeitlich auseinander fallenden Teilen“ und was gilt hinsichtlich der Zulassung?

· Für welche Personengruppen gelten „besondere“ Zulassungsregelungen? Welche Kriterien müssen erfüllt sein? Wer ist an der Entscheidung über vorzeitige Zulassung beteiligt? 
· Welche Unterlagen müssen bei der Anmeldung zur Prüfung vorliegen?




	Lösung:




	


	Aufgabe 11:

Prüfungsordnungen regeln die Gestaltung und Durchführung von Prüfungen im jeweiligen Ausbildungsberuf. 
· Welche Bestimmungen legt das BBiG fest?

· Durch welche rechtlichen Regelungen werden diese Bestimmungen ergänzt? 
· Beschreiben Sie die Regelungen, die für Ihren Ausbildungsberuf festgelegt sind!




	Lösung:




	


	Aufgabe 12:

Ausbildende haben Auszubildende zu Prüfungen freizustellen (§ 15 BBiG).
· Gilt die Freistellungsregelung auch für Wiederholungsprüfungen?

· Welche weiteren Festlegungen trifft das BBiG hinsichtlich der Freistellung?

· Was sagt das Jugendarbeitsschutzgesetz ergänzend zum Thema Freistellung?




	Lösung:




